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Osterreichischer Gewerkschaftsburd 
GEWERKSCHAFT ÖFFEN11JCHER DIENST 
1010 Wien, Teinfaltstraße 7, Telefon 63 96 61, Fernschreiber 07-4402 

An die 
Kanzlei des Präsidiums des 
Nationalrates 

c/o Parlament 

:, ifH GESETZENTWUr~; 
.LI. . ______________________ ~_t __ ... _. -GE/19.11. 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
L 1010 Wie n 

Unser Zeichen - bitte anführen Ihr Zeichen Wien, 

Zl. 24.525/83 - VA/Bru 18.10.1983 

DVR:0046655 

Angeschlossen übermitteln wir Ihnen 25 Ausferti­

gungen der Stellungnahme betreffend den Entwurf der 

41. Gehaltsgesetz-Novelle zur freundlichen Kenntnisnahme. 

Mit dem Ausdruck vorzügncher Hochachtung 

25 Beilagen Vorsitzender 
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Osterreichischer Gewerkschaftsburd 
GEWERKSCHAFT ÖFFENTUCHER DIENST 
1010 Wien, Teinfaltstraße 7, Telefon 63 96 61, Fernschreiber 07-4402 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 

1014 Wie n 

..J 

Unser Zeichen - bitte anführen Ihr Zeichen Wien, 18. 1 0 . 1 983 

Zl. 24.525/83 - VA/Bru GZ 921 OOO/2-II/1/83 

Betr.: Entwurf/41 •. GG-Novelle 

DVR:0046655 

Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst gibt zum 

Entwurf der 41. Gehaltsgesetz-Novelle nachstehende Stel­

lungnahme ab: 

Zu Art. I Ziff. 15 ff stellt die Gewerkschaft öffentlicher 

Dienst fest, daß die vorgeschlagene Zulagenregelung für 

L2b1-Lehrer im Ausmaß von 25·% der derzeitigen Zulagenrege­

lung für L3-Lehrer zu gering ist und hält einen Prozentsatz 

von 33 % der derzeitigen Zulagenregelung für mehr als gerecht­

fertigt. -
Im Art. II Abs. 2 ist in jenem Passus, wo das Höchstausmaß 

in den Dienstklassen VI und VII festgelegt ist, der Ausdruck 

"jeweils" bei den Jahresfristen einzufügen. 

In diesem Zusammenhang darf auf die Erläuternden Bemerkungen 

zu Art. II letzter Satz des ersten Absatzes hingewiesen wer­

den, der wie folgt lauten sollte: 

"Damit sind Verbesserungen für jene Beamte maßgebend geworden, 

die keine einheitliche ZentralstelIenlaufbahn aufweisen." 

Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst erlaubt sich darauf hin­

zuweisen, daß bei der Formulierung der Durchführungsbestim­

mungen auf die Härtefälle besonders Bedacht zu nehmen ist. 

9/SN-26/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



• 
\ 

-2-

Sich dennoch daraus ergebende Härtefälle sind im Individual­

fall mit der Gewerkschaft einvernehmlich zu besprechen. 

Zu Art. XIII Abs. 2: 

Bei der Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages ist bei 

Anwendung dieses Artikels vorgesehen, daß bereits in der 

Dienstklasse V und darüber ein Laufbahnvergleich durchzu­

führen ist. Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst verweist 

in diesem Zusammenhang auf die Bestimmungen der 19. GG-Novelle, 

Art. III Abs. 6, bei der festgelegt wurde, daß ein Laufbahn­

vergleich erst ab der Dienstklasse VI und darüber durchzu­

führen ist. Es wird daher vorgeschlagen, die Formulierung 

im Abs. 2 dementsprechend abzuändern. 

Zur 41. GG-Novelle verweist die Gewerkschaft 

öffentlicher Dienst auf die Besprechung vom 29.9.1983, 

wonach eine gesetzliche Regelung betreffend die Abfertigung 

für Adoptivmütter zugesagt wurde. 

Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst ersucht um 

Bekanntgabe eines Termines für eine Schlußbesprechung. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme haben wir 

wunschgemäß dem Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

-
Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung 

(2fach) Vorsitzender 
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